
2.Beiblatt Beiblatt zur Parlamentskorrespopdenz 11. Oktober 1956 

"Regelung des Altrentnerproblems - eine dringende Notwendigkeit" 

23/AoB. 

zu 35/J A n fra g e b e a n t w 0 r tun g 

Eine Anfrage d~r Abgeordneten K a n d u t 8 0 h und Genossen, 

betreffend die Erhöhung der Altrenten, hat Bundesminister für soziale 

Verwaltung Pro k s c h in naohstehender Weise beantwortet: 

In der vorliegenden Anfrage wird an den Bundesminister für soziale 

Verwaltung die Anfrage gestellt, ob er bereit .e~, bei der Erstellung des 

Bundesvoranechlages 1957 alles zu unternehmen, um eine Erhöhung der niederen 

Altrenten auf mindestens jene Höhe zu erreichen, die die WdU-Abgeordneten 

bei der Verabsohiedung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes beantragt 

haben. 

In Beantwortung dieser Anfrage bgehre ich mich, folgendes mitzuteilenl 

Anlässlioh der Neuregelung aes österreiohischen Sozial versicherungs­

reohtes duroh das 4l1gemeine Sozialversicherungsgesetz musste die Regelung des 

Altrentnerproblems bekanntlioh äus finanziellen GrUnden aufgesohoben werden, 

da eine Deokung für df~1G~orderlichen Mehrauegaben der Versioherungsträger 

im damaligen Zeitpunkt nicht bereitgestellt werden konnte. loh habe aber 

die dr~ende Notwendigkeit einer befriedigenden Regelung des Altrentner­

problems nicht aus dem Auge verloren. In dem mir unterstellten Bundos­

ministerium sowie auch ~eim Hauptveraand der asterreichisohen Sozialver­

sicherungsträger und bei den Trägern der Pensicnsversioherung sind bereits 

seit längerer Zeit intensive Vorarbeiten im Gange, um die erforderlichen 

Voraussetzungen für eine brauchbare Lösung dieser Frage zu schaffen. Wie in 

der Öffentlichkeit bekannt ist, wurde im Zuge der bereits atattgefundenen 

Verhandlungen über den Jahresvoranschlag des Bundes für das Jahr 1957 ein 

Betrag von 300 Millionen Schilling eingereohnet, der für die Aufbesserung 

der Altrenten vorgesehen warden soll. Ea steht zu erwarten, dass nunmehr 

bereits in absehbarer Zeit ein entspreohender Gesetzentwurf an die Zentral­

stellen und Interessenvertretungen zur Stellungnahme versendet werden kann. 
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